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  Walzbachtal, im November 2012
Liebe Genossinnen und Genossen, liebe Mitglieder des Parteivorstandes und liebe Delegierte des Parteikonvents,

Die Vorstandschaft der SPD Walzbachtal bedauert, dass der Zeitplan der SPD es nicht erlaubt hat, die Rentenreformvorschläge in den Gliederungen der Partei ausreichend zu diskutieren.

Wir halten das Thema Altersversorgung für einen zentralen Bereich des Sozialstaatsprinzips und damit für ein innerhalb der SPD intensiv zu diskutierendes Thema.

Immer noch wird der SPD seitens der Bevölkerung bei der „sozialen Gerechtigkeit“ eine hohe Kompetenz zugeschrieben. Wir sollten diese Wahrnehmung nicht auf’s Spiel setzen, indem wir Schnellschüsse produzieren, die den Grundsatz von „mehr Beteiligung“, der vom letzten Bundesparteitag ausging, konterkarieren.
Obwohl wir den vorliegenden Entwurf von Sigmar Gabriel und den daraus entstandenen gemeinsamen Antrag der Jusos, AsF, AfA und AG 60+ zunächst gerne in einer Mitgliederversammlung sowohl auf Ortsvereins- als auch auf Kreisebene intensiv beraten hätten, haben wir nun –dem Zeitzwang geschuldet- lediglich innerhalb der Vorstandschaft unsere Standpunkte diskutiert und zu Papier gebracht.

Unsere einstimmig beschlossenen Antworten bzw. Forderungen für die  Rentenpolitik der SPD fassen wir wie folgt zusammen:
· Grundsätzlich schließen wir uns dem Papier der Arbeitsgemeinschaften an, insbesondere, was die Rentenniveausicherung, die Fortführung der Rente nach Mindestentgeltpunkten und die Verbesserungen bei den Erwerbsminderungsrenten angeht.
Außerdem fordern wir
· dass die Beitragszahlung in die gesetzliche Rentenversicherung für Zeiten der Langzeitarbeitslosigkeit wieder aufgenommen wird
· dass die Erwerbstätigenversicherung in Angriff genommen und erste Maßnahmen zur Abschaffung/Integration der vorhandenen Sondersysteme (Beamte, berufsständische Versorgungswerke, Abgeordnete) unternommen werden, damit die gesetzliche Rentenversicheung endlich das wird, was sie sein soll: eine echte Solidargemeinschaft

· dass die gigantischen Zuschüsse des Staates zu Riesterverträgen auf den Prüfstand gestellt werden und geprüft wird, ob diese Gelder nicht  sinnvoller, geschlechter- und verteilungsgerechter in die gesetzliche Rentenversicherung zu investieren sind
· Dass die Gerechtigkeitslücke bei der Anrechnung von Kindererziehungszeiten bei vor und nach 1992 geborenen Kindern endlich geschlossen wird
· Begründung: Die derzeitige (willkürlich bzw. fiskalisch gezogene) Datumsgrenze bewirkt, dass ältere Mütter (besonders im den alten Bundesländern), denen die Rahmenbedingungen für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf weitgehend gefehlt haben, gegenüber jüngeren Müttern, die diese Betreuungsmöglichkeiten in zunehmendem Maße vorfinden, deutlich schlechter gestellt werden. Es gibt zwar Stichtagsregelungen in der Rentenversicherung, die ab einem bestimmten –in der Zukunft liegenden- Leistungsfall und meist unter Anwendung von Übergangsregelungen eine andere Rechtsanwendung bewirken; eine solche massive und von der Lebenswirklichkeit der betroffenen Frauen meilenweit entfernte Ungleichbehandlung sucht  in der gesetzlichen Rentenversicherung aber ihresgleichen und bedarf zwingend einer Anpassung
Wir wünschen uns darüber hinaus, dass der Beschluss des Parteikonvents am 24.11.2012 nicht das Ende, sondern der Beginn einer Debatte über eine zukunfts-, generationen- und geschlechtergerechte Rentenpolitik der nächsten Dekade(n) sein wird.
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